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 Auf einen Blick 

Das Landesentwicklungsprogramm (LEP) ist seit 1968 mit seinen Zie-

len und Grundsätzen in Rheinland-Pfalz das zentrale Instrument der Lan-

desplanung zur Integration unterschiedlicher raumbezogener Aspekte in 

einer übergeordneten Raumordnung. Das LEP nimmt dabei Einfluss auf 

Themen wie die künftige Verteilung von Zuschüssen, den Status eines 

Mittelzentrums oder die Bedingungen, unter denen Kommunen beispiels-

weise Bauland für Wohnen und Gewerbe ausweisen dürfen. Das LEP 

birgt damit aus Sicht der Wirtschaft die große Chance, wichtige Ziele für 

die zukünftige Entwicklung des Landes zu setzen, jedoch auch die Ge-

fahr, zum Hemmschuh für etwaige Entwicklungen zu werden. Mit Blick auf 

die nach zwölf Jahren und drei Teilfortschreibungen (2013, 2015 und 

2017) anstehende Gesamtfortschreibung des LEP gilt es daher frühzeitig 

für einen ausgewogenen Entwicklungsrahmen zu werben, der die Zukunft 

des Wirtschaftsstandorts Rheinland-Pfalz sichert und stärkt – Planwirt-

schaft und Bürokratie jedoch vermeidet. Mit dem vorliegenden Papier leis-

ten die rheinland-pfälzischen IHKs in diesem Sinne einen ersten konstruk-

tiven Beitrag zur Aufstellung des künftigen LEP V  und zeigen die aus 

Sicht der Wirtschaft zentralen Handlungsfelder auf.    

 

 

Kernforderungen der Wirtschaft an ein LEP V 

• Industrie- und Gewerbeflächenangebot erweitern 

• Nachfrageorientierten Verkehrsmix ermöglichen  

• Digitale Infrastruktur konsequent ausbauen 

• Innenstädte vital und zukunftsfähig gestalten  

• Zuverlässige Energieversorgung gewährleisten  

• Versorgung mit heimischen Rohstoffen sichern  

• Umwelt schützen, Wirtschaft stärken 

• Tourismus als Zukunftsbranche fördern 

• Wohnraum für Fachkräfte bereitstellen  

• Daseinsvorsorge sichern und gestalten  

 

 

 Stimme 
der Wirtschaft 

 

„Die Landesplanung kann nicht nur die 
Aufgabe haben, Trends fort- und festzu-
schreiben, sie hat vor allem die Zu-
kunftsaufgabe, Ziele für die Entwicklung 
des Landes zu setzen – notfalls auch 
gegen bestimmte Trends. Gerade im 
Hinblick auf die demografische Entwick-
lung sollte darauf geachtet werden, dass 
die Festschreibung von Prognosen nicht 
dazu führt, dass diese Prognosen zu ei-
ner selbsterfüllenden Prophezeiung wer-
den, weil sie keinen Raum für abwei-
chende Entwicklungen lassen.“  
 
Susanne Szczesny-Oßing 
Präsidentin IHK-Arbeitsgemeinschaft 
Rheinland-Pfalz  
 

 

 

 

 

 
 
  

 

Weichen 

richtig stellen!  

Landesentwicklungsprogramm – LEP V 



 

 

 

LEP V – WEICHEN RICHTIG STELLEN! 

Industrie- und Gewerbeflächenangebot erweitern 

Dank ehemals großzügiger Neuausweisungen von Gewerbeflächen und 
eines großen Vorrats an militärischen Konversionsflächen konnte Rhein-
land-Pfalz viele Jahre von einem Angebot schnell zu besiedelnder Ge-
werbe- und Industrieflächen profitieren. Die wirtschaftliche Entwicklung 
der vergangenen Jahre haben diesen Vorrat deutlich schrumpfen lassen, 
die Nachfrage übersteigt häufig die Bereitstellung neuer Flächen. Die Er-
weiterung, Verlagerung oder Neuansiedlung erweist sich dadurch für Be-
triebe zunehmend als problematisch. Geeignete Flächen fehlen, Verdich-
tungspotenziale sind erschöpft und vermeintliche Flächenreserven häufig 
durch Restriktionen für gewerbliche Zwecke nicht mehr nutzbar. Gleich-
zeitig wächst der Verlagerungsdruck auf viele Betriebe. So lässt die for-
cierte Innenverdichtung einerseits Nutzungskonflikte wachsen, die Um-
stellungen der Produktionsabläufe bedingen andererseits häufig geän-
derte Standortanforderungen.  

 

 

Wirtschaft benötigt Flächen 

Ohne ein attraktives Angebot an Flächen für Gewerbe und Industrie droht 

Rheinland-Pfalz als Wirtschaftsstandort zurück zu fallen. Hier ansässige 

Unternehmen verlieren an Wettbewerbsfähigkeit und Rheinland-Pfalz an 

Anziehungskraft. 

 

■ Im künftigen LEP müssen daher die Weichen für eine bedarfsgerechte 

und möglichst flexible Bereitstellung geeigneter Industrie- und Gewerbe-

flächen auf allen Planungsebenen gestellt werden. 

■ Feste Zielgrößen und zu starre Grundsätze der Innenentwicklung blo-

ckieren die wirtschaftliche Entwicklung. Als Basis einer vorausschauen-

den Bedarfsplanung sollte im LEP ein landesweites Gewerbeflächenmo-

nitoring verankert werden und eine regelmäßige, am regionalen und 

branchenspezifischen Bedarf orientierte Anpassung erfolgen. 

■ Um die Entwicklung marktgängiger Gewerbeflächen zu gewährleisten 

und Fehlplanungen zu vermeiden, sollte im LEP die Erstellung von Ge-

werbeflächenkonzepten auf Ebene der Planungsregionen bzw. Kreise 

verbindlich festgeschrieben und vom Land unterstützt werden.  

■ Interkommunale Kooperationen sollten durch Anreize gefördert werden. 

■ Gewerbe- und Industrieflächen sollten durch ein klares Trennungsgebot 

und Regelungen zu einem Umgebungsschutz vor konkurrierenden Nut-

zungen geschützt werden. 

■ Mit Blick auf vorhandene Gewerbegebiete sollten konsequent die Mög-

lichkeiten zur Nachverdichtung und Qualifizierung geprüft werden.  

■ Bei gewerblichen Brachflächen sollte grundsätzlich eine gewerbliche 

Folgenutzung angestrebt werden. Ist dies aufgrund von Nutzungskon-

flikten oder anderweitigen Gründen nicht möglich, sollte der Flächenver-

lust entsprechend kompensiert werden. 

 

 

 

 

 

 

Hinweis  

„… In Rheinland-Pfalz wurde mit einem 
Flächenverbrauch von 1,6 ha/ Tag in 
der Zeit von 2011 bis 2016 das Ziel des 
Flächenverbrauchs von maximal 2 
ha/Tag unterboten. Parallel haben sich 
Flächen für die Ansiedlung oder Erwei-
terung von Unternehmen in junger Ver-
gangenheit überproportional verknappt. 
Ehemals in der Regionalplanung oder 
über Flächennutzungspläne und Bauleit-
pläne ausgewiesene Flächen stehen 
aufgrund vielfältiger Restriktionen nicht 
mehr in dem ursprünglich geplanten und 
noch feststehenden Maße zur Verfü-
gung. (Min. Dr. Wissing, Ausschuss für 
Wirtschaft und Verkehr am 4.9.2019, 
http://dokumente.landtag.rlp.de/land-
tag/vorlagen/5706-V-17.pdf ) 

Forderungen  

■ Stärkung des Industrie- und Wirt-
schaftsstandorts Rheinland-Pfalz 
durch Erweiterung von Industrie- und 
Gewerbeflächen 

■ Strategisches Flächenmanagement 
statt undifferenzierter Rationierungs-
politik 

■ Engpässe durch landesweites Gewer-
beflächenmonitoring frühzeitig erken-
nen 

■ Langfristige Flächenentwicklung für 
Gewerbe durch adäquate Instrumente 
sichern (Gewerbeflächenkonzepte, 
Flächenpoollösungen, interkommu-
nale Kooperationen) 

■ Nachverdichtung von Gewerbegebie-
ten ermöglichen 

■ Historisch gewachsenen und im Au-
ßenbereich ansässigen Unternehmen 
sollte eine angemessene gewerbliche 
Weiterentwicklung ermöglicht werden 

■ Flächenverluste infolge von Nut-
zungsänderungen kompensieren und 
Schutz bestehender Gewerbegebiete 
verbessern 

http://dokumente.landtag.rlp.de/landtag/vorlagen/5706-V-17.pdf
http://dokumente.landtag.rlp.de/landtag/vorlagen/5706-V-17.pdf


 

 

 

LEP V – WEICHEN RICHTIG STELLEN! 

Nachfrageorientierten Verkehrsmix ermöglichen 

Die schnelle, flexible, zuverlässige und kostengünstige Mobilität von Gü-

tern und Personen ist entscheidend für die Attraktivität unserer Wirt-

schaftsstandorte und eng geknüpft an eine leistungsfähige Verkehrsinfra-

struktur. Steigende Verkehrszahlen und Anforderungen an Mobilität stel-

len die Verkehrsinfrastruktur im Land schon heute vor große Herausforde-

rungen, vielerorts rächen sich Versäumnisse beim Erhalt der bestehenden 

und Ausbau redundanter Verkehrsadern. Langwierige Genehmigungsver-

fahren verhindern oder verzögern die Beseitigung von Engpässen auf den 

Hauptverkehrsachsen, und viele der im LEP definierten Maßnahmen im 

funktionalen Verkehrsnetz warten bislang vergebens auf Umsetzung. Als 

Flächenland ist Rheinland-Pfalz auch künftig auf den motorisierten Indivi-

dualverkehr (MIV) angewiesen, und nur ein breiter Verkehrsmix, der alle 

Verkehrsträger ideologiefrei und pragmatisch vereint, kann auf Dauer die 

Leistungsfähigkeit der Infrastruktur sichern und zugleich den wachsenden 

Anforderungen des Klimaschutzes gerecht werden. 

 

Neue Wege für Mobilität und Verkehr sichern 

Die künftigen landesplanerischen Vorgaben sollten den Herausforderun-

gen und der Bedeutung von Mobilität gebührend Rechnung tragen und 

die Weichen für eine zukunftsgerechte Verkehrsinfrastruktur stellen, die 

Mobilität möglichst flexibel gewährleistet, die Erreichbarkeit der Betriebe 

sichert und gerade auch den Bedürfnissen des Güterkraftverkehrs gerecht 

wird.  

 

■ Hierzu gilt es im LEP den Erhalt und die gezielte Weiterentwicklung des 

funktionalen Verkehrsnetzes im Land unter besonderer Berücksichti-

gung der Belange der Wirtschaft als Ziel zu fixieren und erforderliche 

Lückenschlüsse, Brückenbauwerke und notwendige Ausbauvorhaben 

konkret zu benennen (siehe auch IHK-Verkehrsleitbild). 

■ Der Umweltverbund sollte auch im ländlichen Raum als umweltscho-

nende Alternative zum MIV gestärkt werden. Hierzu gilt es auch die An-

bindung von Gewerbegebieten an Bahn und ÖPNV sowie Fuß- und 

Radwege weiter zu optimieren. 

■ Um den Markthochlauf alternativer Antriebe zum Erfolg zu führen, ist ein 

am Bedarf und erforderlichen Flächenabdeckung orientierter Aufbau ei-

ner landesweiten Tank- und Ladeinfrastruktur zu gewährleisten. 

■ Vorhandene Logistikflächen sollten langfristig gesichert und ausrei-

chend Flächen für Neuansiedlungen bereitgestellt werden.  

■ Zur Stärkung intermodaler Transportketten ist ein bedarfsgerechter Er-

halt und Ausbau der Schieneninfrastruktur, die straßen- und schienen-

seitige Anbindung der Häfen und der Ausbau der Wasserstraßen 

(Schleusen, Rheinvertiefung) erforderlich. Häfen und wassernahe Flä-

chen müssen planerisch gesichert werden, etwa durch Ausweisung als 

bedeutsame Gewerbeflächen oder Vorranggebiet. Eine Umwidmung 

darf erst erfolgen, wenn an anderer Stelle Ersatz geschaffen wurde. 

Hier geht´s zum Verkehrsleitbild: 

 

 

 

 

 

 

Hinweis  

Die IHKs in Rheinland-Pfalz und im 
Saarland haben ein gemeinsames Ver-
kehrsleitbild erstellt, das als Kompass 
auf dem Weg zu einer Infrastruktur die-
sen soll, die den künftigen Anforderun-
gen der Mobilität gerecht wird.  
 

Forderungen  

■ Funktionales Verkehrsnetz für breiten 
Verkehrsmix ideologiefrei und prag-
matisch sichern und gezielt ausbauen 

■ Güterkraftverkehr erforderlichen 
Raum geben, Logistikflächen sichern 
und bereitstellen 

■ Engpässe auf den Hauptverkehrsach-
sen beseitigen, Verkehrsfluss verbes-
sern (Lückenschlüsse, Brücken) 

■ Ausbau Tank- und Ladeinfrastruktur 
für alternative Antriebe gewährleisten 

■ Umweltverbund als Alternative zum 
MIV im ländlichen Raum stärken und 
auch Gewerbegebiete anbinden 

■ Mobilitätsstationen als intermodale 
Verknüpfungspunkte systematisch 
aufbauen 

■ Schieneninfrastruktur bedarfsgerecht 
erhalten, ausbauen und ggf. reaktivie-
ren. Leistungsfähige Anbindung an 
Fern- und Nahverkehr sichern. 

■ Häfen und wassernahe Flächen pla-
nerisch sichern, Trimodalen Faktor 
stärken 

https://www.ihk-rlp.de/blueprint/servlet/resource/blob/5016356/37424b050a3ba21ec5fe65ae4fbedc6c/broschuere-verkehrsleitbild-data.pdf


 

 

 

LEP V – WEICHEN RICHTIG STELLEN! 

Digitale Infrastruktur konsequent ausbauen 

Die digitale Infrastruktur aus Breitband- und Mobilfunkanbindung ist ge-

mäß einer aktuellen Standortumfrage der IHKs in Rheinland-Pfalz 

(01/2021) für 91 Prozent der befragten Unternehmen der wichtigste 

Standortfaktor. Die Wirtschaft bewertet den aktuellen Stand allerdings nur 

mittelmäßig (Schulnote 3,8). Der Ausbau der digitalen Infrastruktur muss 

daher weiterhin eine hohe Priorität genießen. Für die digitale Transforma-

tion, die Entwicklung neuer, digitaler Geschäftsmodelle sowie zur Nutzung 

von Künstlicher Intelligenz und Industrie 4.0 wird ein flächendeckendes 

Glasfaser- und Mobilfunknetz benötigt. Neben dem weiteren Ausbau der 

Mobilfunknetze mit 4G zählt hierzu insbesondere auch der zügige Ausbau 

mit 5G, um für künftige Herausforderungen gewappnet zu sein. Neben der 

Anbindung bestehender Industrie- und Gewerbegebiete muss insbeson-

dere die zeitgemäße Erschließung neuer Gewerbegebiete zuverlässig si-

chergestellt werden. Städte müssen mit leistungsstarken WLAN-Netzen 

versorgt werden. 

 

Ausbau digitaler Infrastruktur als Ziel im LEP verankern 

Der Ausbau einer zukunftssicheren digitalen Infrastruktur setzt ein konzer-

tiertes Handeln auf unterschiedlichen Ebenen voraus. Die Landesplanung 

und nachfolgende Planungsebenen sollten dieses Ziel im Rahmen ihrer 

Möglichkeiten unterstützen. 

 

■ Der flächendeckende Ausbau der digitalen Infrastruktur – mobil und sta-

tionär – auf der Basis von Glasfaser sollte daher als Leitbild und Zielvor-

gabe im LEP V fest verankert werden. 

■ Bei Erschließung neuer Industrie- und Gewerbegebiete ist eine leis-

tungsfähige Glasfaseranbindung (FTTB) aller Betriebe durch die Pla-

nung vorab sicherzustellen. 

■ Ebenso ist eine lückenlose Mobilfunkversorgung mit 4G und 5G zu ge-

währleisten. Wo erforderlich, sollten die zuständigen Mobilfunkunterneh-

men hierbei durch geeignete Flächen für erforderliche Funkmasten von 

Land und Kommunen unterstützt werden. 

■ Von der Entwicklung zur Smart City kann eine Stadtgesellschaft als 

Ganzes profitieren. Um diese Entwicklung zu ermöglichen, ist in Städten 

die Bereitstellung leistungsstarker und flächendeckender WLAN-Netze 

erforderlich. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Hinweis  

Datenverbindungen sind für 91 Pro-
zent der Unternehmen der wichtigste 
Standortfaktor. Umso bedenklicher, 
dass die Zufriedenheit in Schulnoten 
nur ein „ausreichend“ ist. Der flächen-
deckende Glasfaserausbau und der 
lückenlose Aufbau der 4G- und 5G-
Mobilfunknetze und das Schließen 
der Funklöcher müssen beschleunigt 
werden. 
 
Hier geht’s zur IHK-Standortumfrage 
RLP 2021  

Forderungen  

■ Flächendeckende digitale Infrastruk-
tur als Leitbild und Ziel im LEP veran-
kern 

■ Bei Erschließung und Erweiterung 
von Industrie- und Gewerbegebieten 
ist eine leistungsfähige Glasfaseran-
bindung (FTTB) sicherzustellen 

■ Der Ausbau der Mobilfunknetze (4G 
und 5G) ist durch Land und Kommu-
nen durch geeignete Flächen für er-
forderliche Funkmasten zu unterstüt-
zen 

https://www.ihk-rlp.de/blueprint/servlet/resource/blob/5028008/1636ead79c92c9a36d9d93650916c77b/standortumfrage-2021-data.pdf


 

 

 

LEP V – WEICHEN RICHTIG STELLEN! 

Innenstädte vital und zukunftsfähig gestalten 

Der bereits eingeleitete Transformationsprozess der Innenstädte wurde 

durch die Corona-Pandemie massiv beschleunigt und stellt nicht nur für 

den stationären Einzelhandel eine große Herausforderung dar. Um die 

Wettbewerbsfähigkeit der Innenstädte auch künftig zu sichern, benötigt es 

klare Leitplanken für großflächige Handelsentwicklungen und geeignete 

Maßnahmen zur Unterstützung des stationären, oft inhabergeführten 

Fachhandels. 

 

Da Rheinland-Pfalz neben einigen wenigen Oberzentren eher kleinteilig 

strukturiert ist, müssen Zukunftskonzepte für den innerstädtischen Handel 

und vitale Innenstädte auch auf Grund- und Mittelzentren anwendbar sein 

und einen Schwerpunkt auf die Multifunktionalität des Zentrums legen. 

Insbesondere mit Blick auf die grenzüberschreitenden Wirtschaftsregio-

nen ist es wichtig, einheitliche Maßstäbe zu setzen, um gleichwertige Ver-

hältnisse und Wettbewerbsbedingungen zu schaffen. Um die zentralörtli-

chen Funktionen auch weiterhin zu stärken, sollten die rechtlichen Vorga-

ben zur Steuerung von Einzelhandelsgroßprojekten möglichst einheitlich 

sein. 

 

Handelsplanerische Instrumente konsequent anwenden  

Die Attraktivität unserer Innenstädte trägt maßgeblich zum Image der 

Standorte und damit auch zur Bedeutung ganzer Wirtschaftsstandorte 

und -regionen bei. Um den stationären Einzelhandel während des Trans-

formationsprozesses bestmöglich zu unterstützen, müssen die Weichen 

durch die Landesplanung richtiggestellt werden. 

 

■ Mit Blick auf die grüne und graue Wiese sollte die weitere Ausweisung 

großflächiger Einzelhandelsnutzungen an städtebaulich nicht integrier-

ten Standorten restriktiv und eng nach den LEP-Vorgaben erfolgen. 

■ Um die Innenstädte nicht zusätzlich zu schwächen, sollte der Umgang 

mit innenstadtrelevanten (Rand-)Sortimenten an nicht integrierten 

Standorten auch weiterhin zurückhaltend sein. 

■ Die bisherigen handelsplanerischen Vorgaben und Instrumente sind 

auch bei der Fortschreibung des LEP zu berücksichtigen und weiterhin 

konsequent anzuwenden. Die Handhabung möglicher Zielabweichungs-

verfahren sollte restriktiv sein. 

■ Das Konzept der Zentralen Orte hat sich in der Vergangenheit bewährt. 

Ein besonderes Augenmerk sollte dabei insbesondere im ländlichen 

Raum auf der Bereitstellung von fußläufiger Lebensmittelnahversorgung 

liegen. 

■ Projekte zur Entwicklung und Aufwertung der Stadtzentren in Eigeniniti-

ative bieten große Chancen. Lokale Entwicklungs- und Aufwertungspro-

jekte (LEAPs) sollten in RLP daher als wichtiges Instrument zur Quar-

tiersentwicklung besonders unterstützt werden. Eine Förderung von Pi-

lotprojekten ist angesichts der aktuellen Situation sinnvoll. 

 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Forderungen ■  

■ Weitgehender Ausschluss innenstadt-
relevanter Sortimente an nicht inte-
grierten Standorten 

■ Restriktive Handhabung von Zielab-
weichungsverfahren  

■ Fortsetzung des Zentrale Orte Kon-
zeptes und Sicherung einer fußläufi-
gen Lebensmittelnahversorgung 

■ Unterstützung und Förderung von LE-
APs in RLP. 

Hinweis  

Das Anfang 2021 geänderte Gesetz 
über Lokale Entwicklungs- und Aufwer-
tungsprojekte (LEAPG) ebnet in Rhein-
land-Pfalz den Weg zur Gründung von 
Business Improvement Districts (BIDs). 
Es ist damit das zehnte Bundesland, in 
dem die Gründung derartiger Initiativen 
zur Verbesserung der Attraktivität von 
Innenstädten möglich ist. Durch eine 
Anschubfinanzierung für Pilotprojekte 
könnten auch in der wirtschaftlich 
schwierigen Situation relevante Innen-
stadtakteure für LEAPs gewonnen und 
zeitnah erste Projekte erfolgreich ge-
startet werden.  
 
Mehr zum Thema Zukunftsfähige Innen-
städte finden Sie hier: 

https://www.ihk-rlp.de/themen/handel-und-stadtentwicklung/zukunftsfaehige-innenstaedte-4982320


 

 

 

LEP V – WEICHEN RICHTIG STELLEN! 

Zuverlässige Energieversorgung gewährleisten 

Um Produkte aus Rheinland-Pfalz weiterhin erfolgreich auf weltweiten 

Märkten anbieten und verkaufen zu können, müssen im Energiebereich 

Versorgungssicherheit, Wettbewerbsfähigkeit und Umweltschutz in einer 

wirtschaftsgerechten Balance gehalten werden. Es müssen Rahmenbe-

dingungen geschaffen werden, in denen ein intelligentes Energiemanage-

ment zu marktwirtschaftlichen Bedingungen umgesetzt werden kann und 

innovative (Eigen-)Energiekonzepte der Unternehmen durch ein hohes 

Maß an Planbarkeit flankiert werden. Dem Thema Versorgungssicherheit 

von Unternehmen kommt in diesem Zusammenhang eine immens große 

Bedeutung zu. Mit dem Kohle- und dem Atomausstieg muss künftig der 

Grünstromanteil weiter erhöht werden und für eine auch künftig zuverläs-

sige Energieversorgung ein deutlich schnellerer Netzausbau erfolgen. 

Beides ist jedoch ins Stocken geraten. 

 

Eckpunkte für eine zukunftssichere Energiepolitik 

Eine sichere und wettbewerbsfähige Energieversorgung ist elementare 

Voraussetzung für Produktion, Wachstum und Arbeitsplätze in Rheinland-

Pfalz. Daher sollten im LEP V die Grundlagen für ein schlüssiges energie-

politisches Konzept, das die ökonomisch-soziale und die ökologische Di-

mension gleichrangig beachtet, planungsrechtlich abgesichert werden: 

 

■ Die Entwicklung hinreichend dimensionierter Strom- und Energietrassen 

duldet keinen weiteren Aufschub. Die Ausgestaltung des LEP V sollte 

diesem Umstand Rechnung tragen und Regulierungen ausschließen, 

die dem Netzausbau entgegenstehen. 

■ Für ein Gelingen der Energiewende ist der weitere Ausbau der erneuer-

baren Energien unumgänglich. Bestehende Restriktionen gehören da-

her, gerade auch beim Thema Repowering von Windkraftanlagen, auf 

den Prüfstand.  

■ Flächenausweisungen sollten sich primär an der Windhöffigkeit und 

Nähe zu gewerblichen Großverbrauchern orientieren. Gerade mit Blick 

auf touristische Nutzungen ist dabei eine siedlungs- und landschaftsge-

rechte Konzentration anzustreben. Quantitative Zielvorgaben im LEP 

werden abgelehnt.  

■ Eine Non-Blackout-Garantie in Form einer vollumfänglichen Grundlastsi-

cherstellung auch im Falle ungünstiger Szenarienkonstellationen ist not-

wendig.  

■ Eine Folgenabschätzung vor der Verabschiedung von Klimaschutzmaß-

nahmen muss präzise vorgenommen werden. 

■ Den Akteuren auf dem Energiemarkt muss eine langfristige Planungssi-

cherheit ermöglicht werden. Dies umfasst vor allem die Rechtssicherheit 

für notwendige Investitionen in Netze und Speicher infolge des Netzaus-

baus. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Hinweis  

Die rheinland-pfälzische Industrie benö-
tigte im Jahr 2019 rund 83 731 Giga-
wattstunden Energie. Das waren nach 
Angaben des statistischen Landesamtes 
zwei Prozent weniger als im Vorjahr. 
Die chemische Industrie ist mit gut 59 
544 Gigawattstunden der Wirtschafts-
zweig, der den größten Anteil an der 
Energieverwendung hat. Wichtigster 
Energieträger der rheinland-pfälzischen 
Industrie ist Erdgas. Die rheinland-pfäl-
zische Industrie erzeugt 51 Prozent ih-
res Stroms in eigenen Kraftwerken bzw. 
Anlagen. 

Forderungen  

■ Ausbau der Netzinfrastruktur sofort 
angehen 

■ Restriktionen beim Ausbau erneuer-
barer Energien reduzieren, 
Repowering bestehender Windkraft-
anlagen fördern 

■ Siedlungs- und landschaftsgerechte 
Konzentration auf windhöffigen 
Standorten und in Nähe zu Großver-
brauchern 

■ Unternehmensnotwendige Grundlast 
sicherstellen (Non-Blackout-Garantie) 

■ Ökonomische, ökologische, soziale 
und zeitliche Wechselwirkungen von 
Klimaschutzanforderungen und -maß-
nahmen bereits in der Planung aus-
reíchend beachten  

■ Rechtssicherheit für Investitionen in 
Netze und Speicher gewährleisten 



 

 

 

LEP V – WEICHEN RICHTIG STELLEN! 

Versorgung mit heimischen Rohstoffen sichern 

Die Gewinnung und Verarbeitung regionaler Rohstoffe sind der Anfang ei-

ner bedeutenden gewerblichen Wertschöpfungskette und die verarbeite-

ten Endprodukte für Wirtschaft und Gesellschaft gleichermaßen von gro-

ßer Wichtigkeit. Da die Standortgebundenheit der Rohstofflagerstätten 

eine Verlagerung nicht zulässt, ist die langfristige Sicherung heimischer 

Rohstoffvorkommen, wie zum Beispiel Sande, Kiese, Tone, Natursteine, 

unabdingbar und durch die Raumplanung zu gewährleisten. Aus Sicht der 

Wirtschaft ist es dabei unerlässlich, dass die Eingriffe in den Markt durch 

die Landes- und Regionalplanung so gering wie möglich gehalten werden 

und keine Schwächung oder sogar Bestandsgefährdung mittelständischer 

Rohstoffbetriebe erfolgt. Die Kosten und Dauern für Genehmigungsver-

fahren sind schon heute grenzwertig belastend. Jede neue Pflicht ist da-

her kritisch zu prüfen und mit Augenmaß festzulegen. Um die gesell-

schaftliche Akzeptanz der Rohstoffgewinnung zu gewährleisten, ist eine 

möglichst effiziente, ökologisch und sozial verantwortliche Nutzung der 

Rohstoffe anzustreben. 

 

Sicherung heimischer Rohstoffvorkommen 

Obgleich Landes- und Regionalplanung nicht regeln, ob, wann und in wel-

chem Umfang tatsächlich Rohstoffe abgebaut werden, haben sie eine 

Schlüsselrolle bei der langfristigen Sicherung wichtiger Rohstoffvorkom-

men. Der Rohstoffsicherung muss daher auch im LEP V eine hervorgeho-

bene Bedeutung beigemessen werden: 

 

■ Hierzu müssen Zielvorgaben für einen Schutz der landesweit bedeutsa-

men Rohstoffvorkommen getroffen werden, die nachfolgend auf Ebene 

der Regionalplanung, in Abwägung mit anderen Belangen und Nutzun-

gen, konkretisiert und durch geeignete Instrumente gesichert werden. 

■ Dem Fachbeitrag des Landesamts für Geologie und Bergbau (LGB) ist 

bei der Auswahl relevanter Vorkommen große Bedeutung beizumessen. 

Um Diskussionen aufgrund einer überzeichneten Rohstoffsicherungsku-

lisse auszuschließen, bedarf es einer kontinuierlichen Fortschreibung 

und Qualifizierung der Datengrundlage und zeitnaher Bereinigung um 

veraltete oder falsche Daten. 

■ Dialogformate können auf lokaler Ebene einen Beitrag zur Konfliktver-

meidung und Akzeptanzerhöhung des Rohstoffabbaus leisten. Regio-

nale Formate wie das „Pilotprojekt nachhaltiges Rohstoffsicherungskon-

zept Rheinhessen-Nahe“ oder der „Lösungsdialog Rohstoffsicherung 

Vulkaneifel“ haben im Ergebnis nicht die erhoffte Konfliktbewältigung 

gebracht und die Verfahren erheblich verzögert. Eine Übertragung auf 

weitere Regionen wird daher als nicht praktikabel abgelehnt. 

■ Bereits gewährte Abbaurechte müssen auch bei Fortschreibungen des 

LEP und der regionalen Raumordnungspläne (RROP) gewahrt bleiben, 

ebenso die Möglichkeit der Beantragung von Abbaugenehmigungen au-

ßerhalb der gesicherten Gebietskulisse.  

Hinweis  

In den letzten Jahrzehnten hat in 
Deutschland der Dienstleistungssektor 
das produzierende Gewerbe und längst 
auch die Landwirtschaft von der Zahl 
der Beschäftigten her von den ersten 
Plätzen verdrängt. Doch ohne minerali-
sche Rohstoffe und die Grundstoffin-
dustrie gäbe es keine Waren des tägli-
chen und wirtschaftlichen Bedarfs und 
auch keine moderne Verkehrsinfrastruk-
tur. Insbesondere die Ziele der Energie-
wende lassen sich nicht ohne den Ein-
satz von mineralischen Rohstoffen errei-
chen. (Deutsche Rohstoffagentur 2017) 

 
 

Wo mineralische Rohstoffe überall ein-
gesetzt werden zeigt unterhaltsam der 
Film des Bundesverbands Mineralische 
Rohstoffe „1 kg Stein pro Stunde“. Zum 
Film geht`s hier:  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Forderungen  

■ Rohstoffsicherung weiter als vorrangi-
ges Ziel im LEP und den RROP ver-
ankern 

■ Flächen abgewogen mit anderen Be-
langen langfristig sichern 

■ Datengrundlage LGB weiter qualifizie-
ren und um bereits ausgebeutete Ge-
biete bereinigen 

■ Keine Eingriffe in bestehende Abbau-
genehmigungen 

■ Partnerschaften zwischen Natur-
schutz und Rohstoffabbau fortsetzen 
und durch neue Instrumente wie „Na-
tur auf Zeit“ stärken 

https://www.youtube.com/watch?v=HMf3XBuR5mY


 

 

 

LEP V – WEICHEN RICHTIG STELLEN! 

Umwelt schützen, Wirtschaft stärken 

Die Wirtschaft leistet viel für den Umweltschutz. Trotz wachsender Pro-

duktion sinken die Belastungen für die Umwelt stetig. So gingen die Emis-

sionen von Luftschadstoffen wie Stickstoffoxid von 1990 bis 2018 in 

Deutschland um fast 60 Prozent zurück. Noch stärker reduzierte sich der 

Eintrag von Schwermetallen wie Cadmium oder Blei in Gewässern. Diese 

Entwicklungen sollen nach der Nachhaltigkeitsstrategie für Rheinland-

Pfalz fortgesetzt werden, um die Zielwerte in der Boden-, Luft- und Was-

serreinhaltung bis zum Jahr 2030 zu verwirklichen. Hierfür sind bereits in 

der Planung Weichenstellungen zu setzen, um eine nachhaltige Entwick-

lung im Einklang von sozialen, ökologischen und wirtschaftlichen Raum-

ansprüchen sicherzustellen. Hierbei wird es auch von hoher Relevanz 

sein, die Innovationskraft der rheinland-pfälzischen Unternehmen und die 

unternehmerische Verantwortung zum Umweltschutz zu stärken. 

 

Nachhaltiges Wirtschaften sicherstellen 

Die Planung und Umsetzung von Infrastrukturvorhaben und Gewerbean-

siedlungen erstreckt sich häufig über Jahre und Jahrzehnte. Im LEP soll-

ten die Anforderungen für eine nachhaltige Entwicklung definiert werden. 

 

■ Wirtschaftliche Entwicklung an geeigneten Standorten ermöglichen: Bei 

der Ausweisung, Erschließung und Erweiterung von Wirtschaftsstandor-

ten sollten Interessenkonflikte frühzeitig ausreichend berücksichtigt wer-

den. 

■ Bei der Luftreinhaltung sollten Maßnahmen zur Emissionsminderung mit 

geringerer wirtschaftlicher Belastung der Ausweisung von Restriktionen 

wie Fahrverboten vorgezogen werden. 

■ Damit Gewerbe auch in dicht besiedelten Ballungsräumen weiter betrie-

ben werden kann, sollten Grenzwerte, Beurteilungszeiten und –orte fle-

xibel ausgestaltet werden.  

■ Die Entwicklung wichtiger Gewerbestandorte wie Häfen sollte durch den 

Hochwasserschutz möglichst nicht eingeschränkt werden. 

■ Im Naturschutz sollten die Handlungsmöglichkeiten der Wirtschaft, ins-

besondere im Hinblick auf Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen bei Ein-

griffen in die Natur flexibel gestaltet werden. 

■ Einschränkungen von Verwertungsmöglichkeiten sollten die ohnehin be-

grenzten Deponie- und Verbrennungskapazitäten nicht zusätzlich verrin-

gern. 

■ Für die effiziente Abwicklung von Planung, Genehmigung und Vergaben 

von Bau- und Planungsleistungen sollten Verwaltungen vollständig digi-

tale Unterlagen und Formulare nutzen. 

■ Stoffkreisläufe sollten geschlossen und das Recycling gefördert werden. 

 

Forderungen  

■ Planungen und Genehmigungsverfah-
ren beschleunigen 

■ Umweltschutz darf zu keiner Gefähr-
dung für den Wirtschaftsstandort und 
Arbeitsplätze werden 

■ Umweltschutz flexibel, rechtssicher 
und dynamisch gestalten  

■ Stoffkreisläufe schließen und Recyc-
ling fördern 

■ Ausreichend Deponie- und Verbren-
nungskapazitäten bereitstellen 

Hinweis  

In Rheinland-Pfalz liegen die Schad-
stoffemissionen um 27 Prozent unter 
dem Wert des Jahres 2005 (in Deutsch-
land: -24 Prozent). 
 
Die durchschnittliche tägliche Zunahme 
der Siedlungs- und Verkehrsfläche hat 
sich in Rheinland-Pfalz seit 2004 von 
5,8 Hektar auf heute nur noch 0,4 Hek-
tar verringert. 
 
In den letzten zehn Jahren verfünffachte 
sich in Rheinland-Pfalz die Zahl der 
jährlich neu zugelassenen Pkw mit alter-
nativen Antrieben. 
 
 
 
Einen Film des DIHK mit einem Beispiel 
aus der Praxis zum Thema „Vermei-
dungspflege“ finden Sie hier: 
 

 
 
 

https://www.youtube.com/watch?v=95PnGIPLvxo


 

 

 

LEP V – WEICHEN RICHTIG STELLEN! 

Tourismus als Zukunftsbranche fördern 

Urlaub in Deutschland wird immer attraktiver, die steigende Nachfrage 

bietet gerade für Rheinland-Pfalz ein enormes Potenzial. Es ist vor allem 

die Verbindung von Kultur, Landschaft und Wein sowie eine besondere 

Mischung aus Historie, Natur und Freizeitangeboten, die die Gäste an-

zieht. Mit mehr als 26 Millionen Übernachtungen und 150 Millionen Ta-

gesgästen pro Jahr treibt der Tourismus Rheinland-Pfalz als bedeutender 

Beschäftigungsmotor an und entfaltet insbesondere im ländlichen Raum 

seine Wirkung. Somit stellt die Tourismuswirtschaft als klassische Quer-

schnittsdisziplin für das Land eine Zukunftsbranche dar, ein harter Stand-

ortfaktor, der wesentlich zur Attraktion von Regionen und Städten beiträgt. 

 

Natur- und Kulturlandschaften schützen 

Eine intakte Natur- und Kulturlandschaft ist für den Tourismus von essen-

zieller Bedeutung. Dem ist bei allen raumplanerischen Vorhaben ausrei-

chend Rechnung zu tragen. Besonders die touristischen Akteure vor Ort 

sind frühzeitig in anstehende Entscheidungsprozesse einzubinden. 

 

■ Mit der Tourismusstrategie 2025 Rheinland-Pfalz wurden wesentliche 

strategische Leitlinien beschlossen, die in das LEP einfließen sollten. 

Die Ausrichtung auf die strategischen Geschäftsfelder „Natur & Aktiv“, 

„Wein & Kulinarik“, „Kultur“ und „Wellness & Prävention“ sind bei der 

Landesentwicklung zu berücksichtigen. 

■ Die für den Tourismus notwendige Infrastruktur ist qualitativ weiter zu 

entwickeln und auch grenzübergreifende Belange sind dabei zu berück-

sichtigen. Das touristische Wegenetz, insbesondere Premiumrad- und -

wanderwege, gilt es qualitativ auszubauen und mit der bestehenden Inf-

rastruktur besser zu verknüpfen.  

■ Touristische Regionen sind auf eine gute Fern- und Nah-Erreichbarkeit 

angewiesen. Für den ländlichen Raum sind Mobilitätskonzepte unter 

Einbindung des ÖPNV zu entwickeln, die den Freizeitverkehr und die 

Erreichbarkeit bestehender touristischer Angebote mit im Blick haben. 

■ Bei der zukünftigen Entwicklung und Konzeptionierung müssen die Aus-

wirkungen des Demographischen Wandels beachtet werden. Anforde-

rungen an Barrierefreiheit sind in die Planungen einzubeziehen. 

■ Kulturlandschaften sind elementare Grundlage für den Tourismus. Mög-

liche Beeinträchtigungen durch konkurrierende Nutzungen müssen da-

her immer auch mit den touristischen Belangen abgewogen werden. 

Dies gilt es beispielsweise beim Rohstoffabbau oder dem Ausbau der 

Windenergie zu berücksichtigen. Eine Konzentration der Windkraftanla-

gen auf möglichst windhöffigen und unkritischen Flächen ist unerläss-

lich. 

■ Die Freiraumnutzung sowie das Naturerleben, insbesondere in Natur-

parks bzw. Nationalparks, sollten durch den Ausbau und die Optimie-

rung bestehender naturtouristischer Angebote qualitativ und professio-

nell vorangetrieben werden. 

 

 

 

Forderungen ■  

■ Tourismus als Standortfaktor professi-
onalisieren 

■ Ziele der Tourismusstrategie 2025 be-
rücksichtigen 

■ Ausbau von Premium- Wander- und 
Radwegenetzen sichern 

■ Tourismus in Mobilitätskonzepte ein-
binden 

■ Anforderungen an Barrierefreiheit ein-
beziehen 

■ Natur- und Kulturlandschaften bewah-
ren und schützen 

■ Naturtouristische Angebote stärken 

Hinweis  

„Der Tourismus verbessert die Infra-
strukturausstattung eines Ortes, wirkt 
als Stabilisator oder gar Motor der Regi-
onalentwicklung, erhöht die Attraktivität 
und stärkt die Standortqualität.“  
 
„Die richtigen Weichenstellungen bei 
raumbedeutsamen Planungen und In-
vestitionen in eine qualitätsvolle touristi-
sche Infrastruktur zahlen sich aus, ge-
rade in ländlichen Gebieten.“   
 
(Auszug Tourismuspolitische Positionen 
der IHK-Arbeitsgemeinschaft Rheinland-
Pfalz)  
 
Hier geht’s zum Dokument 

 

https://www.ihk-rlp.de/blueprint/servlet/resource/blob/4000764/50bfd2d67b36a57bc4075961909efd04/ihk-arge-rlp-tourismuspolitisches-papier-data.pdf


 

 

 

LEP V – WEICHEN RICHTIG STELLEN! 

Wohnraum für Fachkräfte bereitstellen 

Gerade in den wirtschaftlich erfolgreichen Städten und Regionen in 

Rheinland-Pfalz ist in den vergangenen Jahren der Bedarf an Wohnraum 

deutlich gestiegen. Über das Instrument der Innenverdichtung konnten 

vielfach zusätzliche Flächen für Wohnbebauung erschlossen werden, 

durch Anpassungen im Baugesetzbuch auch vereinfacht Flächen im Au-

ßenbereich für Wohnbebauung genutzt werden. Vielerorts überwiegt den-

noch die Nachfrage das Angebot an Bauland, und mit Blick auf den zu-

nehmenden Fachkräftemangel und die Notwendigkeit, Fachkräften ein 

Angebot an attraktivem und günstigem Wohnraum im Umfeld der Arbeits-

stätten zur Verfügung zu stellen, ist dieser Engpass auch aus Sicht der 

Wirtschaft kritisch zu sehen und ein Gegensteuern erforderlich. Dies auch 

vor dem Hintergrund, dass Wohnraummangel hohe Bodenpreise und 

hohe Renditeerwartungen zur Folge hat und dadurch zunehmend die in-

nerörtliche Ansiedlung von Gewerbebetrieben erschwert. Ein Heranrü-

cken der Wohnbebauung an Gewerbebetriebe infolge zunehmender In-

nenverdichtung kann zudem dauerhafte Einschränkungen für Betriebe be-

wirken. 

 

Bauland für Wohnen und Gewerbe sichern 

Die Wirtschaft benötigt neben ausreichend Gewerbeflächen auch genü-

gend Wohnraum für Mitarbeiter und dringend benötigte Fachkräfte. Beide 

Themen dürfen daher nicht isoliert betrachtet werden und gerade in Bal-

lungsräumen nicht ausschließlich über eine Innenverdichtung gelöst wer-

den. 

 

■ Das Prinzip der Innen- vor Außenentwicklung bei der Siedlungsentwick-

lung ist zur Vermeidung von Leeständen und Brachen in den Ortsker-

nen weiter als sinnvoll zu erachten, sollte Bauland jedoch nicht derart 

verknappen, dass Grundstückspreise und somit auch Mieten übermäßig 

steigen. 

■ Bauland sollte daher auf Basis einer Flächenanalyse zur Verfügung ge-

stellt werden und gerade in wachsenden Agglomerationsräumen auch 

eine behutsame Außenbereichsentwicklung ermöglicht werden. 

■ Einseitig auf das Thema Wohnungsbau fokussierte Lösungsansätze zur 

Baulandmobilisierung greifen aus Sicht der Wirtschaft zu kurz, zumal 

heranrückende Wohnbebauung in vielen Fällen auch traditionelle Ge-

werbelagen in Bedrängnis bringen und künftige Erweiterungen einge-

schränkt werden können.  

■ Die europäische Stadt ist ursprünglich geprägt durch eine breite Nut-

zungsvielfalt. Es sollte daher auch künftig für ein vielfältiges Miteinander 

von Gewerbe und Wohnen, Dienstleistung und Kultur gesorgt werden. 

Um die Kombination von Wohnen und Arbeiten zu fördern, sollte auch in 

Wohngebieten die Zulassung nicht störender Gewerbebetriebe zur Re-

gel werden.  

 

Forderungen  

■ Verknappung und Verteuerung von 
Bauland durch eine zu starre Innen-
entwicklung vermeiden 

■ In wachsenden Agglomerationsräu-
men auch behutsame Außenbe-
reichsentwicklung zulassen 

■ Keine einseitige Fokussierung der 
Baulandmobilisierung auf Wohnungs-
bau 

■ In den Städten eine breite Nutzungs-
vielfalt gewährleisten 

■ Förderung der Kombination von Woh-
nen und Arbeiten durch Zulassung 
nicht störender Gewerbebetriebe 

Hinweis  

Die zusätzliche Flächeninanspruch-
nahme belief sich hierzulande im Zeit-
raum 2013 bis 2016 durchschnittlich auf 
0,8 Hektar pro Tag. Anfang der 2000er-
Jahre lagen die täglichen Zuwächse 
noch bei 4,9 Hektar. Seit Mitte der 
2000er-Jahre wurden in Rheinland-Pfalz 
im Vergleich zu Deutschland verhältnis-
mäßig wenig zusätzliche Flächen für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke in An-
spruch genommen. Zwischen 2000 
und 2016 ging die Flächenneuinan-
spruchnahme in Rheinland-Pfalz um 
84 Prozent zurück. Bundesweit wurde 
sie etwa halbiert. Mit einem Versiege-
lungsanteil von rund sechs Prozent der 
gesamten Bodenfläche liegt RLP im Mit-
telfeld der Flächenbundesländer.  
(Quelle: Stat. Landesamt RLP, 2018, 
https://www.statistik.rlp.de/fileadmin/do-
kumente/monatshefte/2018/Juni/06-
2018-405.pdf ) 
 

https://www.statistik.rlp.de/fileadmin/dokumente/monatshefte/2018/Juni/06-2018-405.pdf
https://www.statistik.rlp.de/fileadmin/dokumente/monatshefte/2018/Juni/06-2018-405.pdf
https://www.statistik.rlp.de/fileadmin/dokumente/monatshefte/2018/Juni/06-2018-405.pdf


 

 

 

LEP V – WEICHEN RICHTIG STELLEN! 

Daseinsvorsoge sichern und gestalten 

Die Sicherung der Daseinsvorsorge und gleichwertiger Lebensverhält-

nisse in allen Teilräumen sind wesentliche Ziele der Raumordnung. Das 

Zentrale-Orte-Konzept (ZOK) ist wichtiger Baustein und Steuerungsinstru-

ment der Landes- und Regionalplanung zur Erreichung dieses Ziels in 

Rheinland-Pfalz. Es kann helfen, Zersiedlung und eine ineffiziente Infra-

strukturnutzung zu vermeiden sowie eine angemessene Nahversorgung 

auch im ländlichen Raum, gemäß des Leitbildes der „dezentralen Kon-

zentration”, sicherzustellen. Um den sich ändernden planerischen Rah-

menbedingungen gerecht werden zu können, bedarf es jedoch einer kon-

tinuierlichen Weiterentwicklung und regelmäßigen Überprüfung. Mit dem 

LEP IV wurde eine erste Weiterentwicklung des ZOK in Rheinland-Pfalz 

gestartet, eine grundlegende Überprüfung auch der aktuellen Zentren-

struktur und Mittelbereiche steht jedoch weiterhin aus. 

 

Zentrale-Orte-Konzept transparent und nachvollziehbar prüfen 

Damit das ZOK auch künftig einen sinnvollen Beitrag zu Sicherung der 

Daseinsvorsorge und gleichwertiger Lebensverhältnisse in den Teilräu-

men leisten kann, bedarf es einer grundlegenden Überarbeitung. 

 

■ Die Systematik des ZOK bedarf hierzu einer Anpassung an die aktuel-

len planerischen Rahmenbedingungen (u.a. demografischer Wandel, 

fiskalische Lage, wachsende Bedeutung von Onlinehandel und E-

Government, Mobilitätsstruktur), die aktuelle Zentrenstruktur einer 

gründlichen Überprüfung nach oben wie nach unten.  

■ Die Prüfung und Ausweisung zukunftsfähiger Mittelbereiche muss auf 

Basis transparenter und objektiver Kriterien erfolgen (z.B. Ausweisung 

monozentraler Mittelbereich vs. mittelzentraler Verbund kooperierender 

Zentren). 

■ Zur Sicherung leistungsfähiger Versorgungsstrukturen bedarf es eines 

verbindlichen Orientierungsrahmens mit klar definierten Vorgaben, wel-

che Leistungen der sozialen und technischen Daseinsvorsorge von den 

Kommunen zu erbringen sind. 

■ Um gerade auch funktionsschwächeren Räumen in Punkto Daseinsvor-

sorge den Anschluss zu gewährleisten, müssen interkommunale Koope-

rationen im LEP V weiter gestärkt und möglichst verbindlich geregelt 

werden. 

■ Neben den etablierten Metropolregionen gewinnt der neue Raumtypus 

der „Regiopole“ in der Raumordnung an Bedeutung. Ansätze zur Ent-

wicklung solcher Zentren regionaler Entwicklung (u.a. Koblenz und 

Trier) sollten im künftigen LEP V aufgegriffen und unterstützt werden. 

■ Auch der Entwicklung nicht-zentralörtlicher Kommunen ohne spezielle 

Funktionszuweisung sollte im LEP V ein angemessener Entwicklungs-

spielraum eingeräumt werden, beispielsweise um lokal verwurzelten 

Gewerbebetrieben eine Entwicklungsperspektive am Ort bieten zu kön-

nen und ein Abwandern zu vermeiden.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Hinweis  

Die Strukturen der Mittelbereiche sind 
seit ihrer ersten verbindlichen Auswei-
sung im Jahr 1980 nicht mehr ange-
passt worden und gehen im Wesentli-
chen auf sozialräumliche Analysen der 
Bundesanstalt für Landeskunde in den 
50er-Jahren zurück. Die letzte umfas-
sende wissenschaftliche Untersuchung 
zur Weiterentwicklung des Systems der 
Mittelzentren wurde im Zuge der Fort-
schreibung des LEP II im Jahr 1988 als 
Auftragsgutachten erstellt.  
(Quelle: Furkert M. (2015): Erkennen 
und Handeln: Restrukturierung der lan-
desplanerischen Mittelbereiche in 
Rheinland-Pfalz, Trier, S. 395) 
 

Forderungen  

■ Grundlegende Überprüfung und An-
passung des ZOK und der Zentren-
struktur 

■ Ausweisung von Mittelbereichen auf 
Basis transparenter Kriterien 

■ Klare Definition der kommunalen Da-
seinsvorsorgeleistungen 

■ Interkommunale Kooperationen stär-
ken 

■ Unterstützung des neuen Raumtypus 
„Regiopole” 

■ Abwanderung durch Erweiterung des 
kommunalen Handlungsspielraums 
verhindern 
 



 

 

 

LEP V – WEICHEN RICHTIG STELLEN! 

Ihre Ansprechpartner 
 
 
 

IHK Koblenz 
Schlossstraße 2 | 56068 Koblenz 
Adrian Wruck 
(0261) 106-279 
wruck@koblenz.ihk.de 

 

IHK Pfalz 
Ludwigsplatz 2-4 | 67059 Ludwigshafen 
Justine Markisch 
(0621) 5904-1540 
justine.markisch@pfalz.ihk24.de 
 

IHK Rheinhessen 
Schillerplatz 7 | 55116 Mainz 
Tim Wiedemann 
(06241) 9117-50 
Tim.wiedemann@rheinhessen.ihk24.de 
 

IHK Trier 
Herzogenbuscher Straße 12 | 54292 Trier 
Wilfried Ebel 
(06 51) 97 77-9 20 
ebel@trier.ihk.de 

 

 
  

mailto:wruck@koblenz.ihk.de
mailto:justine.markisch@pfalz.ihk24.de
mailto:Tim.wiedemann@rheinhessen.ihk24.de
mailto:ebel@trier.ihk.de
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